
 

  

S 27 AY 4030/20 ER

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Niedersachsen-Bremen
Sozialgericht Landessozialgericht Niedersachsen-

Bremen
Sachgebiet Asylbewerberleistungsgesetz
Abteilung -
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Anspruchseinschränkung

Asylbewerberleistungen
Ausbildung
Duldung nach § 60b AufenthG
ernsthaftes Bestreben der Ausländerstelle
zur Abschiebung
fehlende Mitwirkung bei der
Passbeschaffung
restriktive Auslegung von § 1a AsylbLG
selbst zu vertretende Nichtvollziehbarkeit
aufenthaltsbeendender Maßnahmen
ungeklärte Identität

Leitsätze 1. Inhaber einer Duldung nach § 60b
AufenthG sind leistungsberechtigt nach §
1 Abs. 1 Nr. 4 AsylbLG (Fortsetzung von
LSG Niedersachsen-Bremen v. 09.07.2020
– L 8 AY 52/20 B ER – juris Rn. 22). 2. § 1a
Abs 3 S 1 AsylbLG setzt ein ernsthaftes
Bestreben der Ausländerbehörde voraus,
den Betroffenen in sein Heimatland
zurückzuführen (BSG v. 12.05.2017 – B 7
AY 1/16 R – juris Rn. 18 mwN). Dieses
Erfordenis liegt im Einzelfall nicht vor bei
einer im Falle der eindeutigen
Identitätsklärung möglichen Erteilung
einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25a
AufenthG oder § 18a AufenthG bzw. einer
Ausbildungsduldung aufgrund einer in
Deutschland während des Asylverfahrens
abgeschlossenen Ausbildung.

Normenkette AsylbLG § 1 Abs 1 Nr 4
AsylbLG § 1a Abs 3
AsylbLG § 2 Abs 1
AufenthG § 48 Abs 3
AufenthG § 60a
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AufenthG § 60b
AufenthG § 82 Abs 3 S 1
GG Art 1 Abs 1
GG Art 20 Abs 1

1. Instanz

Aktenzeichen S 27 AY 4030/20 ER
Datum 25.01.2021

2. Instanz

Aktenzeichen L 8 AY 11/21 B ER
Datum 27.07.2021

3. Instanz

Datum -

Die Beschwerde des Antragsgegners gegen den Beschluss des
Sozialgerichts Hildesheim vom 25. Januar 2021 wird zurÃ¼ckgewiesen.

Der Antragsgegner hat die Kosten der Antragstellerin auch fÃ¼r das
Beschwerdeverfahren zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I.

Im Streit ist Eilrechtsschutz wegen einer AnspruchseinschrÃ¤nkung nach Â§ 1a Abs.
3 AsylbLG fÃ¼r die Zeit von Anfang Dezember 2020 bis Anfang MÃ¤rz 2021.

Die nach eigenen Angaben 1998 geborene Antragstellerin reiste nach einem
mehrmonatigen Aufenthalt in Russland (Moskau) im Mai 2015 (zusammen mit ihrer
Mutter) nach Deutschland ein und gibt sich als armenische VolkszugehÃ¶rige
ungeklÃ¤rter StaatsangehÃ¶rigkeit aus der Ukraine aus. Sie und ihre Mutter seien
wegen kriegerischer Auseinandersetzungen aus der Region Luhansk geflohen, in
der sie mit (unbefristeten) Aufenthaltserlaubnissen gelebt hÃ¤tten. Ihre Mutter habe
nur einen sowjetischen Pass besessen, den sie bei der Einreise nach Deutschland
Schleusern Ã¼berlassen habe. Die unmittelbar nach Einreise gestellten
AsylantrÃ¤ge â�� wÃ¤hrend des Asylverfahrens waren die Antragstellerin und ihre
Mutter der (seit 2017) im Kreisgebiet des Antragsgegners gelegenen Samtgemeinde
F. zugewiesen â�� wurden vom Bundesamt fÃ¼r Migration und FlÃ¼chtlinge
(BAMF) unter Androhung der Abschiebung in die Russische FÃ¶deration abgelehnt
(Bescheid vom 16.12.2016). Die hiergegen beim Verwaltungsgericht (VG)
GÃ¶ttingen erhobene Klage hatte keinen Erfolg (Urteil vom 7.5.2019 â�� 4 A 153/18
-), weil die Antragstellerin und ihre Mutter weder vor dem Verlassen der Ukraine und
der Russischen FÃ¶deration einer fÃ¼r das Verfahren relevanten Verfolgung bzw.
Betroffenheit ausgesetzt gewesen seien noch eine solche Verfolgung bzw.
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Betroffenheit bei einer RÃ¼ckkehr in die Russische FÃ¶deration mit beachtlicher
Wahrscheinlichkeit zu befÃ¼rchten hÃ¤tten. Das Gericht hatte auch keinen Zweifel
an der im Asylverfahren angegebenen russischen StaatsangehÃ¶rigkeit der
Antragstellerin und ihrer Mutter. Seit Abschluss des Asylverfahrens verfÃ¼gt die
Antragstellerin Ã¼ber eine Duldung, seit Ende 2019 wegen ungeklÃ¤rter IdentitÃ¤t
nach Â§ 60b AufenthG.

Der Antragsgegner (AuslÃ¤nderamt) forderte die Antragstellerin und ihre Mutter
mehrmals zur Passbeschaffung und zur Vorlage von IdentitÃ¤tsnachweisen â�� z.B.
von Geburtsurkunden, einer Kopie des sowjetischen Inlandspasses oder der
Heiratsurkunde der Mutter â�� auf (u.a. im Juni, August und November 2019 sowie
im Oktober 2020). Nachdem die Antragstellerin wÃ¤hrend des Asylverfahrens die
BBS II in G. (Berufsfachschule â�� Pflegeassistenz) besucht und dort als
Klassenbeste den Erweiterten Sekundarabschluss I sowie einen Abschluss zur
staatlich geprÃ¼ften Pflegeassistenten erworben hatte, beantragte sie beim
Antragsgegner eine Duldung nach Â§ 60c AufenthG, um eine Ausbildung zur
Gesundheits- und Krankenpflegerin bei der UniversitÃ¤tsmedizin H. fortfÃ¼hren zu
kÃ¶nnen. Einen in diesem Zusammenhang Ende 2019 gestellten Eilantrag lehnte
das VG GÃ¶ttingen u.a. mit der BegrÃ¼ndung ab, dem Vollzug
aufenthaltsbeendender MaÃ�nahmen stehe die bislang unzureichende Mitwirkung
der Antragstellerin an der Beschaffung eines Passes oder Passersatzpapiers
entgegen. Auf die Aufforderungen des Antragsgegners (AuslÃ¤nderamt) zur
Mitwirkung kÃ¶nne sie sich nicht schlicht darauf zurÃ¼ckziehen, ihre
StaatsangehÃ¶rigkeit sei ungeklÃ¤rt, sondern mÃ¼sse sich ernsthaft bemÃ¼hen,
diese aufzuklÃ¤ren. Die nicht belegte Behauptung, in Berlin erfolglos die russische,
armenische und die ukrainische Botschaft aufgesucht zu haben, genÃ¼ge insoweit
nicht. Das Gericht habe keinerlei Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass es der Antragstellerin
nicht mÃ¶glich sei, bei ernsthaften BemÃ¼hungen Passersatzpapiere, jedenfalls
aber einen IdentitÃ¤tsnachweis zu beschaffen bzw. eine endgÃ¼ltige Ablehnung
der zustÃ¤ndigen BehÃ¶rden nachzuweisen. Den Antrag auf Ausstellung einer
Ausbildungsduldung lehnte der Antragsgegner im MÃ¤rz 2020 ab.

Die Antragstellerin lebt seit September 2020 in einer mit Zusicherung des
Antragsgegners bezogenen ca. 54 qm groÃ�en Zweizimmerwohnung in G., fÃ¼r die
sie eine Kaltmiete in monatlicher HÃ¶he von 260,00 â�¬ und Neben- und
Heizkostenvorauszahlungen von jeweils 65,00Â â�¬ je Monat sowie
StromabschlÃ¤ge in monatlicher HÃ¶he von 50,00 â�¬ zu entrichten hat. Zur
Sicherung ihres Lebensunterhaltes bezieht sie Leistungen nach dem AsylbLG, vor
dem Eilverfahren zuletzt befristet bewilligt bis November 2020 nach Â§ 2 AsylbLG
durch bestandskrÃ¤ftigen Bescheid des Antragsgegners vom 21.8.2020.

Â 

Mit Schreiben vom 28.10.2020 hÃ¶rte der Antragsgegner die Antragstellerin zu
einer AnspruchseinschrÃ¤nkung nach Â§ 1a Abs. 3 AsylbLG fÃ¼r die Zeit ab
Dezember 2020 an. Daraufhin entgegnete diese, sie habe zur KlÃ¤rung ihrer
IdentitÃ¤t â�� gemeinsam mit ihrer MutterÂ â�� vergeblich die Botschaften der
Russischen FÃ¶deration und der Ukraine (in Berlin und Hamburg) sowie Armeniens
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(in Berlin) aufgesucht. Zudem hÃ¤tten sie Ã¼ber Bekannte eine Frau in der Ukraine
beauftragt, beim zustÃ¤ndigen Standesamt die Ausstellung einer Kopie der
Geburtsurkunde der Antragstellerin oder die BestÃ¤tigung ihres Geburts- und
Wohnortes zu beantragen. Das Amt habe aber unter dem 18.8.2020 geantwortet,
eine Geburtsurkunde kÃ¶nne ohne Vorlage eines Passes nicht ausgestellt werden.

Mit Bescheid vom 20.11.2020 bewilligte der Antragsgegner der Antragstellerin fÃ¼r
die Zeit von Dezember 2020 bis Mai 2021 nur noch nach Â§Â 1a Abs. 3 AsylbLG
eingeschrÃ¤nkte Leistungen in monatlicher HÃ¶he von 619,38 â�¬, in dem er von
den Grundleistungen nach Â§ 3a AsylbLG einen Abzug von 185,00 â�¬ vornahm
und Leistungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung sowie Strom in monatlicher HÃ¶he
von 325,00 â�¬, 58,38 â�¬ sowie 50,00 â�¬ bewilligte. Bereits in der Zusicherung
vom 24.7.2020 war die Antragstellerin darauf hingewiesen worden, dass die
HeizkostenabschlÃ¤ge nicht in tatsÃ¤chlicher HÃ¶he (65,00 â�¬) berÃ¼cksichtigt
wÃ¼rden, sondern nur in angemessener HÃ¶he.

Am 3.12.2020 hat die Antragstellerin hiergegen Widerspruch erhoben und beim
Sozialgericht (SG) Hildesheim â�� wie ihre Mutter wegen der ihr gegenÃ¼ber
verfÃ¼gten AnspruchseinschrÃ¤nkung (- S 42 AY 4029/20 ER, L 8 AY 20/21 B ER -)
â�� um einstweiligen Rechtsschutz nachgesucht. Nachdem die Antragstellerin noch
Unterlagen Ã¼ber ihren Schulbesuch und eine â�� dem AuslÃ¤nderamt bereits
2019 vorgelegte â�� Kopie eines in der Ukraine fÃ¼r sie ausgestellten
Bibliotheksausweises Ã¼bermittelt hatte (Schriftsatz vom 21.1.2021), hat das SG
den Antragsgegner durch Beschluss vom 25.1.2021 im Wege der einstweiligen
Anordnung verpflichtet, der Antragstellerin vorlÃ¤ufig ungekÃ¼rzte, privilegierte
Leistungen nach Â§ 2 AsylbLG i.V.m. SGB XII fÃ¼r die Zeit vom 3.12.2020 bis zur
Bescheidung des Widerspruchs gegen den Bescheid vom 20.11.2020, lÃ¤ngstens
jedoch bis zum 3.6.2021 zu gewÃ¤hren. Zur BegrÃ¼ndung hat es u.a. ausgefÃ¼hrt,
dass die Antragstellerin nicht gegen ihre Mitwirkungspflichten nach Â§ 82 Abs. 3
AufenthG verstoÃ�en habe. Aufgrund ihrer Geburt in der Ukraine liege es nahe,
dass sie entweder die ukrainische oder die armenische StaatsangehÃ¶rigkeit habe.
Wegen der ungeklÃ¤rten StaatsangehÃ¶rigkeit ihrer Mutter kÃ¶nne auch eine von
dieser abgeleitete StaatsangehÃ¶rigkeit nicht festgestellt werden. Die
Antragstellerin habe konkrete MaÃ�nahmen zur Beschaffung von
IdentitÃ¤tspapieren glaubhaft gemacht, zum einen das Aufsuchen der Botschaften
der Ukraine, der Russischen FÃ¶deration und Armeniens und zum anderen die
Einschaltung einer Bekannten in der Ukraine, um beim zustÃ¤ndigen Standesamt
die Ausstellung einer Geburtsurkunde zu beantragen. Sie habe auch glaubhaft
gemacht, dass ihr eine Korrespondenz mit der ehemaligen Schulleitung wegen der
ZerstÃ¶rung der Schule nicht mÃ¶glich sei. Mit der Vorlage des
Bibliotheksausweises habe sie schlieÃ�lich einen Nachweis Ã¼ber ihre IdentitÃ¤t
erbracht.

Hiergegen richtet sich die Beschwerde des Antragsgegners vom 22.2.2021, der
wegen des nicht Ã¼bermittelten Schriftsatzes der Antragstellerin vom 21.1.2021
(nebst Anlagen) einen GehÃ¶rsverstoÃ� rÃ¼gt und zusÃ¤tzlich geltend macht, die
Antragstellerin verhindere den Vollzug aufenthaltsbeendender MaÃ�nahmen durch
die Verschleierung ihrer StaatsangehÃ¶rigkeit und eine unterbliebene bzw. nur
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unzureichende Mitwirkung bei der Beschaffung von Heimreisepapieren. Die
behaupteten BemÃ¼hungen in Form von Botschaftsbesuchen und um den Erhalt
einer neuen Geburtsurkunde seien ohne Substanz und nicht belegt. Das
Antwortschreiben des zustÃ¤ndigen ukrainischen Standesamtes aus August 2020
sei ein bloÃ�es Informationsschreiben und kÃ¶nne nicht als Nachweis fÃ¼r
ernsthafte BemÃ¼hungen zur Erlangung von Dokumenten dienen. Die
Antragstellerin sei bereits im August 2019 darauf hingewiesen worden, dass eine
BÃ¼chereikarte zur IdentitÃ¤tsklÃ¤rung nicht ausreichend sei. Die AntrÃ¤ge auf
Passersatzpapiere vom 14.2.2021 seien von ihr und ihrer Mutter inhaltlich so vage
und ungenau ausgefÃ¼llt worden, dass der Botschaft der Russischen FÃ¶deration
â�� auch wegen des Fehlens von IdentitÃ¤tsdokumenten â�� eine (erfolgreiche)
Bearbeitung voraussichtlich nicht mÃ¶glich sein werde. Das gesamte Verhalten der
Antragstellerin sei dadurch geprÃ¤gt, so wenig und so vage wie mÃ¶glich preis zu
geben und den Eindruck zu erwecken, die Erlangung von Heimreisedokumenten sei
unmÃ¶glich. Dies decke sich nicht mit den verwaltungsgerichtlichen
Entscheidungen Ã¼ber die unzureichende Mitwirkung der Antragstellerin bei der
Beschaffung eines Passes oder Passersatzpapieres.

Die Antragstellerin hÃ¤lt die Entscheidung des SG fÃ¼r zutreffend und hat nach der
ZurÃ¼ckweisung ihres Widerspruchs gegen den Bescheid des Antragsgegners vom
20.11.2020 durch Widerspruchsbescheid vom 2.3.2021 beim SG Klage erhoben.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt der Gerichtsakte und der
beigezogenen Leistungs- (ein Band und ein Hefter) und AuslÃ¤nderakten (ein
Hefter) Bezug genommen.

Â 

II.

Die form- und fristgerecht (Â§ 173 SGG) eingelegte und auch im Ã�brigen
zulÃ¤ssige, insbesondere wegen einer fÃ¼r einen Zeitraum von (hÃ¶chstens) sechs
Monaten bestehenden Beschwer von Ã¼ber 200,00 â�¬ je Monat statthafte (Â§ 172
Abs. 3 Nr. 1, Â§Â§ 143, 144 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGG; vgl. zur Bestimmung des
Wertes des Beschwerdegegenstandes i.S. des Â§ 144 Abs. 1 Nr. 1 SGG in Verfahren
des einstweiligen Rechtsschutzes betreffend laufende lebensunterhaltssichernde
Leistungen Senatsbeschluss vom 12.12.2016 â�� L 8 AY 51/16 B ER â�� juris Rn. 8)
Beschwerde ist unbegrÃ¼ndet. Das SG hat den Antragsgegner zu Recht im Wege
der einstweiligen Anordnung verpflichtet, der Antragstellerin vorlÃ¤ufig Leistungen
nach Â§ 2 Abs. 1 AsylbLG zu gewÃ¤hren.

Einstweilige Anordnungen sind nach Â§ 86b Abs. 2 Satz 2 SGG zur Regelung eines
vorlÃ¤ufigen Zustandes in Bezug auf ein streitiges RechtsverhÃ¤ltnis zulÃ¤ssig,
wenn eine solche Regelung zur Abwendung wesentlicher Nachteile nÃ¶tig erscheint.
Voraussetzung fÃ¼r den Erlass einer einstweiligen Anordnung ist, dass ein geltend
gemachtes Recht gegenÃ¼ber dem Antragsgegner besteht (Anordnungsanspruch)
und der Antragsteller ohne den Erlass der begehrten Anordnung wesentliche
Nachteile erleiden wÃ¼rde (Anordnungsgrund). Sowohl die hinreichende
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Wahrscheinlichkeit eines in der Sache gegebenen materiellen Leistungsanspruchs
als auch die EilbedÃ¼rftigkeit der Regelung zur Abwendung wesentlicher Nachteile
sind glaubhaft zu machen (Â§Â 86b Abs. 2 Satz 4 SGG i.V.m. Â§ 920 Abs. 2 ZPO).

Nach diesen MaÃ�gaben ist die einstweilige Anordnung des SG nicht zu
beanstanden.

Das einer einstweiligen Anordnung zugÃ¤ngliche streitige RechtsverhÃ¤ltnis der
Beteiligten betrifft die beim SG anhÃ¤ngige Klage gegen den Bescheid des
Antragsgegners vom 20.11.2020 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
2.3.2021 Ã¼ber die Bewilligung von nach Â§ 1a Abs. 3 AsylbLG eingeschrÃ¤nkten
Leistungen fÃ¼r die Zeit vom 1.12.2020 bis zum 31.5.2021. Da (nur) der
Antragsgegner Beschwerde eingelegt hat, betrifft die PrÃ¼fung der einstweiligen
Anordnung des SG im Beschwerdeverfahren in zeitlicher Hinsicht nur den Zeitraum
vom 5.12.2020 â��bis zur Bescheidung des Widerspruchs gegen den Bescheid vom
20.11.2020â��, also bis zum 2.3.2021.Â  

Die Antragstellerin ist in diesem Zeitraum als Geduldete leistungsberechtigt nach Â§
1 Abs. 1 Nr.Â 4 AsylbLG gewesen. Die Duldung nach Â§ 60b AsylbLG ist zwar nicht
ausdrÃ¼cklich in Â§ 1 Abs. 1 Nr. 4 AsylbLG genannt; sie fÃ¤llt aber gleichwohl unter
diese Norm, weil es sich bei dieser Duldung (auch) um eine i.S. des Â§ 60a AufenthG
â��fÃ¼r Personen mit ungeklÃ¤rter IdentitÃ¤tâ�� handelt. Dies ergibt sich
unmittelbar aus Â§ 60b Abs. 1 Satz 1 AufenthG (Senatsbeschluss vom 9.7.2020 â�� 
L 8 AY 52/20 B ER â�� juris Rn. 22; vgl. auch Frerichs in jurisPK-SGB XII, 3. Aufl.
2020, Â§ 1 AsylbLG Rn. 136; a.A. Hohm in GK-AsylbLG, Stand: MÃ¤rz 2021, Â§ 1
AsylbLG Rn. 112-113; Leopold in Grube/Wahrendorf/Flint, SGB XII, 7. Aufl. 2020, Â§
1 AsylbLG Rn. 53).

Die Leistungen der Antragstellerin sind nach derzeitigem Sach- und Streitstand
nach summarischer PrÃ¼fung der Sach- und Rechtslage zu Unrecht gemÃ¤Ã� Â§ 1a
Abs. 3 AsylbLG gekÃ¼rzt worden.

Nach Â§ 1a Abs. 3 Satz 1 AsylbLG (i.d.F.v. 15.8.2019, BGBl. I 1294) erhalten
Leistungsberechtigte nach Â§ 1 Abs. 1 Nr. 4 und 5 AsylbLG, also vollziehbar
ausreisepflichtige Personen mit oder ohne Duldung, bei denen aus von ihnen zu
vertretenden GrÃ¼nden aufenthaltsbeendende MaÃ�nahmen nicht vollzogen
werden kÃ¶nnen, nur Leistungen in entsprechender Anwendung des Â§Â 1a Abs. 1
AsylbLG mit dem auf die Vollziehbarkeit einer Abschiebungsandrohung oder
Vollziehbarkeit einer Abschiebungsanordnung folgenden Tag. Das bedeutet, sie
haben nur einen Anspruch auf deutlich reduzierte Leistungen; einen Anspruch auf
Leistungen nach den Â§Â§ 2, 3 und 6 AsylbLG haben sie nicht. Ein
leistungsmissbrÃ¤uchliches Verhalten i.S. des Â§Â 1a Abs. 3 Satz 1 AsylbLG stellt
insbesondere der VerstoÃ� gegen die in Â§ 48 Abs.Â 3 AufenthG normierte Pflicht
eines AuslÃ¤nders ohne gÃ¼ltigen Pass oder Passersatz dar, an der Beschaffung
eines IdentitÃ¤tspapiers und der Feststellung seiner IdentitÃ¤t und
StaatsangehÃ¶rigkeit mitzuwirken (BSG, Urteil vom 12.5.2017 â�� B 7 AY 1/16 R
â�� juris Rn. 18 m.w.N.). Aus der gerichtlichen Auseinandersetzung um die
Ausstellung einer BeschÃ¤ftigungserlaubnis bzw. einer Ausbildungsduldung nach Â§
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60c AufenthG (vgl. Beschluss des VG GÃ¶ttingen vom 6.2.2020 â��Â 1Â B 349/19 -,
S. 5) und dem beigezogenen Vorgang der AuslÃ¤nderstelle ergibt sich, dass nicht
eine Beendigung des Aufenthalts der Antragstellerin im Vordergrund steht bzw.
gestanden hat; im Gegenteil bestÃ¼nde bei ErfÃ¼llung der Passpflicht und
Vorliegen der weiteren rechtlichen Voraussetzungen die MÃ¶glichkeit der Erteilung
einer Aufenthaltserlaubnis nach Â§ 25a AufenthG oder Â§ 18a AufenthG, weil die
Antragstellerin in Deutschland wÃ¤hrend des Asylverfahrens bereits eine
Ausbildung abgeschlossen hatte. Zudem komme die Erteilung einer
Ausbildungsduldung in Betracht (vgl. die Vermerke der AuslÃ¤nderstelle vom
13.12.2019 und vom 6.1.2020). Unter diesen UmstÃ¤nden ist in diesem Einzelfall
eine AnspruchseinschrÃ¤nkung nach Â§ 1a Abs.Â 3 AsylbLG mit Ã¼berwiegender
Wahrscheinlichkeit nicht gerechtfertigt. Leistungsminderungen sind nur dann
verhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig, wenn die Belastungen der Betroffenen auch im rechten
VerhÃ¤ltnis zur tatsÃ¤chlichen Erreichung des legitimen Zieles stehen
(vgl.Â BVerfG, Urteil vom 5.11.2019 â�� 1 BvL 7/16 â�� juris Rn. 133).

Der Antragstellerin haben fÃ¼r die Zeit vom 3.12.2020 bis zum 2.3.2021 (weiterhin)
Analog-Leistungen nach Â§ 2 Abs. 1 AsylbLG i.V.m. SGBÂ XII zugestanden, weil sie
sich bereits lÃ¤nger als 15 Monate ohne wesentliche Unterbrechung in Deutschland
aufgehalten hat und eine rechtsmissbrÃ¤uchliche Beeinflussung der
Aufenthaltsdauer in Deutschland (noch) nicht anzunehmen war. Nach den
UmstÃ¤nden des Einzelfalles wiegen Art, AusmaÃ� und Folgen der Pflichtverletzung
(i.S. des Â§ 48 Abs. 3 AufenthG) nicht so schwer, dass ihnen auch im Rahmen des
VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeitsgrundsatzes ein erhebliches Gewicht zukommt. Nur ein
Verhalten, das unter jeweiliger BerÃ¼cksichtigung des Einzelfalls, der besonderen
Situation eines AuslÃ¤nders in der Bundesrepublik Deutschland und der besonderen
Eigenheiten des AsylbLG unentschuldbar ist (Sozialwidrigkeit), kann zum Ausschluss
von Analog-Leistungen fÃ¼hren (dazu BSG, Urteil vom 17.6.2008 â�� B 8/9b AY
1/07 R â�� juris Rn. 33). In diesem Zusammenhang ist auch zu berÃ¼cksichtigen,
dass sich die Antragstellerin in einer besonderen Konfliktsituation befinden dÃ¼rfte:
eine Mitwirkung im auslÃ¤nderrechtlichen Verfahren kÃ¶nnte einerseits ihrem
weiteren Aufenthalt in Deutschland dienen, andererseits aber eine Abschiebung
ihrer Mutter begÃ¼nstigen. Zudem ist es gut mÃ¶glich, dass die Antragstellerin auf
Informationen und Hilfestellungen ihrer Mutter angewiesen ist, diese aber nicht von
ihr erhÃ¤lt.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Dieser Beschluss ist unanfechtbar, Â§ 177 SGG.

Erstellt am: 29.07.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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